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1. Instanz

Aktenzeichen S 25 RJ 2113/00
Datum 18.05.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 376/04
Datum 07.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
18. Mai 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1956 in B./Polen geborene KlÃ¤ger besuchte dort von 1963 bis 1971 die
Volksschule und erwarb bis 1974 eine Qualifikation als Betriebsmonteur.
AnschlieÃ�end war er in diesem Beruf bis 20.11.1981 in einem Bau- und
Instandsetzungsunternehmen beschÃ¤ftigt. Nach verschiedenen anderweitigen
TÃ¤tigkeiten war er von 15.02.1982 bis 15.03.1983 als Kraftfahrer tÃ¤tig.
AnschlieÃ�end hielt er sich bis 1984 in Frankreich auf und Ã¼bersiedelte im
September 1984 nach Deutschland. Hier arbeitete er von 1985 bis 1991 als
KÃ¼chenhilfe im Hotel-Gasthof B. in F. bei M â�¦ AnschlieÃ�end war er bis zur
personenbedingten/gesundheitsbedingten KÃ¼ndigung zum 04.06.1995 als
Hilfskraft fÃ¼r Verpackungs- und Montierarbeiten bei der Firma R. T. GmbH & Co.KG
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in deren ProduktionsstÃ¤tte in K. bei M. tÃ¤tig. Sodann bezog er vom 17.08.1995
bis 22.04.1996 Arbeitslosengeld und danach bis zur Aussteuerung zum 21.05.1997
Krankengeld. Ab 24.11.1999 befand sich der KlÃ¤ger zunÃ¤chst in
Untersuchungshaft in der JVA M. , sodann bis zur Entlassung im Mai 2003 in der JVA
L. (Verurteilung wegen Hehlerei).

Einen ersten Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Berufs-/ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 26.08.1996 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom
10.12.1996/Widerspruchsbescheid vom 16.07.1997 mit der BegrÃ¼ndung ab, der
KlÃ¤ger werde durch die Erkrankungen Angstneurose, BenzodiazepinabhÃ¤ngigkeit,
Leberparenchymschaden sowie Alkoholismus in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit
beeintrÃ¤chtigt. Er kÃ¶nne jedoch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, auf welchen
er mangels Berufsschutzes zumutbar verwiesen werden dÃ¼rfe, noch vollschichtig
unter nur qualitativen EinschrÃ¤nkungen tÃ¤tig sein. Dieser Entscheidung lagen
umfangreiche beigezogene medizinische Behandlungsberichte zugrunde,
insbesondere von Behandlungen des StÃ¤dtischen Krankenhauses M. vom
September 1991 wegen Entzugserscheinungen nach langjÃ¤hrigem Alkohol- und
Nikotinabusus, von einer stationÃ¤ren Behandlung in der Klinik I. vom 31.05. bis
01.07.1996 und einer Untersuchung durch den Allgemein- und Sozialmediziner Dr.T.
vom 17.10.1996, sowie ein neurologisch-psychiatrisches
SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.K. vom 26.11.1996.

Das anschlieÃ�ende Klageverfahren vor dem Sozialgericht MÃ¼nchen S 26 R
2067/97 endete mit gerichtlichem Vergleich vom 23.09. 1998, wonach sich die
Beklagte bereit erklÃ¤rte, dem KlÃ¤ger ein psychosomatisches Heilverfahren zu
gewÃ¤hren. Grundlage des Vergleichs war ein internistisches
SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.H. vom 07.04.1998 sowie ein psychiatrisches
SachverstÃ¤ndigengutachten der Dr.M. , welche beide Ã¼bereinstimmend eine
vollschichtige EinsatzfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers unter nur qualitativen
EinschrÃ¤nkungen festgestellt hatten.

Aus dem mit AusfÃ¼hrungsbescheid vom 11.11.1998 gewÃ¤hrten
psychosomatischen Heilverfahren in der I.klinik S. vom 24.11.1998 bis 05.01.1999
wurde der KlÃ¤ger als arbeitsunfÃ¤hig wegen PanikstÃ¶rungen und
BenzodiazepinabhÃ¤ngigkeit entlassen. Die Beklagte holte daraufhin eine
Abschlussbegutachtung des Psychiaters/Psychotherapeuten Dr.E. (14.06.1999) ein,
welcher das zeitlich eingeschrÃ¤nkte berufliche Leistungsbild des
Entlassungsberichtes nicht nachvollziehen konnte. Weder seien die Panikattacken
hÃ¤ufig, noch bestehe eine depressive Verstimmung, so dass eine quantitative
EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit nicht bestehe.

Den streitgegenstÃ¤ndlichen Antrag auf Rente wegen Erwerbs-/BerufsunfÃ¤higkeit
vom 13.09.1999 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom
15.10.1999/Widerspruchsbescheid vom 30.11. 2000 mit der BegrÃ¼ndung ab, der
KlÃ¤ger kÃ¶nne trotz festgestellter insbesondere psychischer
GesundheitsstÃ¶rungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter qualitativen
EinschrÃ¤nkungen vollschichtig tÃ¤tig sein. Entscheidungsgrundlage war insoweit
eine prÃ¼fÃ¤rztliche Stellungnahme des Dr.J.F. (08.10.1999).

                               2 / 8



 

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht MÃ¼nchen hat der
KlÃ¤ger beantragt, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren. Das
Sozialgericht hat ein nervenÃ¤rztliches Gutachten der Neurologin/Psychiaterin Dr.P.
(21.10.2002) eingeholt aufgrund einer Untersuchung in der JVA L. am 21.10.2002.
Dr.P. hat diagnostiziert:

â�� PanikstÃ¶rung mit gebesserter Neigung zu Benzodiazepinmissbrauch;
Alkoholismus in der Abstinenzphase,

â�� Knotenstruma mit Hyperthyreose,

â�� Psoriasis und

â�� FettstoffwechselstÃ¶rung.

Der psychopathologische Befund sei insgesamt mÃ¤Ã�ig auffÃ¤llig, der KlÃ¤ger
habe sich im Laufe der Untersuchung ausgeglichener und schwingungsfÃ¤higer
gezeigt. Zeiten einer vorÃ¼bergehend stÃ¤rkeren AusprÃ¤gung von
PanikstÃ¶rungen bedingten mÃ¶glicherweise vorÃ¼bergehende
ArbeitsunfÃ¤higkeit, jedoch keine dauerhafte ErwerbsunfÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne jedenfalls seit September 1999 kÃ¶rperlich leichte und psychisch nicht
belastende TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts ohne kÃ¶rperlich schwere
und Ã¼berwiegend mittelschwere TÃ¤tigkeiten, ohne TÃ¤tigkeiten auf Treppen,
Leitern und GerÃ¼sten sowie an verletzungsgefÃ¤hrdenden Maschinen ohne
besondere Anforderungen an die KonzentrationsfÃ¤higkeit, ReaktionsfÃ¤higkeit und
Ausdauer, ohne Zeitdruck, Akkord und FlieÃ�bandarbeiten acht Stunden tÃ¤glich
ausÃ¼ben.

Dem folgend hat das Sozialgericht mit Urteil vom 18.05.2004 die Klage im
Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung abgewiesen, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nach den
Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen Dr.P. trotz psychischer BeeintrÃ¤chtigungen
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig unter nur qualitativen
EinschrÃ¤nkungen tÃ¤tig sein. Aufgrund seiner in Deutschland ausgeÃ¼bten
ungelernten TÃ¤tigkeiten als KÃ¼chenhilfe sowie als Hilfskraft fÃ¼r Verpackungs-
und Montierarbeiten dÃ¼rfe er auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verwiesen
werden.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und geltend gemacht, die Schwere
seiner bereits seit Anfang der 90er Jahre bestehenden psychischen Erkrankungen
sei nicht hinreichend gewÃ¼rdigt worden. Seit der Entlassung aus der Strafhaft
habe sich sein Zustand nicht gebessert, sondern eher verschlechtert. Der Senat hat
ein neurologisch/psychiatrisches SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.S. vom
26.02.2005 (aufgrund Untersuchung vom 29.12.2004) eingeholt. Dr.S. hat unter
Auswertung eines vom KlÃ¤ger vorgelegten Behandlungs- und Entlassungsberichts
des Klinikums der UniversitÃ¤t M. (Notaufnahmestation) vom 08.07.2004, eines
Attestes des Dr.L. vom 10.05.2004 sowie unter Auswertung der Gesundheitsakten
der Justizvollzugsanstalten M. und L. diagnostiziert:
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â�� Hysterische (eventuell auch dissoziale) PersÃ¶nlichkeit im Sinne einer
charakterlichen Akzentuierung,

â�� Hyperventilationstetanie

â�� fragliche Herzhyperchondrie

â�� Zustand nach Alkoholabusus/AlkoholabhÃ¤ngigkeit im Sinne des
Spiegeltrinkens, danach Suchtumstieg, auch iatrogen gefÃ¶rdert, auf eine low-dose-
tranquilizerdependency.

Der KlÃ¤ger sei seit 01.09.1999 in der Lage, acht Stunden tÃ¤glich unter den
Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses TÃ¤tigkeiten zu verrichten
unter Ausschluss von Arbeiten in Akkord sowie dauerhaftem schwerem Heben und
Tragen. Die WegefÃ¤higkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt, ebenso wenig die
UmstellungsfÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger sei vom 25.11.1990 bis September 2000
Patient und FremdsprachenÃ¼bermittler bei ihm â�� Dr.S. â�� gewesen und sei in
dieser Zeit auch ohne psychotrop relevante Substanzen behandelt worden, ohne
dass es zur AusprÃ¤gung irgendwelcher Angst- oder Panikattacken gekommen
wÃ¤re.

Mit Schreiben vom 28.03.2005 hat der KlÃ¤ger persÃ¶nlich mitgeteilt, dass er das
Gutachten des Dr.S. nicht akzeptiere und ein neutrales Obergutachten beantrage;
zudem habe sich sein Gesundheitszustand weiter verschlechtert, wie eine
stationÃ¤re Aufnahme im Bezirkskrankenhaus H. am 13.03.2005 zeige. Einen
Antrag des zweiten BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers vom 28.05.2005, Dr.S. wegen
Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, hat der Senat mit Beschluss vom
31.05.2005 als unzulÃ¤ssig verworfen. Mit Schreiben vom 23.05. 2005 hat der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte beantragt, Dr.S. persÃ¶nlich zu seinem Gutachten im
Termin vom 07.06.2005 zu hÃ¶ren.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Bescheid der Beklagten vom 15.10.1999 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 30.11.2000 sowie das Urteil des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 18.05.2004 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm eine
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Antrag vom 13.09.1999 zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 18.05.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 07.06. 2005
waren die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Akten des Sozialgerichts
MÃ¼nchen S 25 RJ 919/99, S 26 RJ 2067/97 und die Akte des Bayer.
Landessozialgerichts L 5 RJ 375/04. Darauf sowie auf die Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 15.09.1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30.11.2000, mit welchem sie es
abgelehnt hat, dem KlÃ¤ger aufgrund seines Antrags vom 13.09.1999 eine Rente
wegen Berufs-/ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren. Diese Entscheidung ist zu Recht
ergangen, ebenso wie das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 18.05.2004. Der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen Erwerbs-/BerufsunfÃ¤higkeit oder
Erwerbsminderung.

Der geltend gemachte Rentenanspruch des KlÃ¤gers richtet sich nach Â§Â§ 43, 44
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB VI â�� in der bis zum 31.12.2000
geltenden Fassung (a.F.), weil er auch Zeiten vor diesem Datum erfasst. Die ab
01.01.2001 geltende Neuregelung durch das Gesetz zur Reform der Renten wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (vom 20.12.2000 â�� BGBl.I S.1827) wÃ¤re nur
heranzuziehen, falls ein Rentenanspruch am 31.12.2000 nicht bestanden hÃ¤tte,
aber fÃ¼r die nachfolgende Zeit in Betracht kÃ¤me (vgl. Â§ 300 Abs.1 i.V.m. Abs.2
SGB VI).

Nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F. sind berufsunfÃ¤hig Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Nach Â§ 240 SGB VI n.F. haben Versicherte, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� vor
dem 02.01.1961 geboren sind, bei Vorliegen von BerufsunfÃ¤higkeit einen
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung. ErwerbsunfÃ¤higkeit setzt
nach Â§ 44 Abs.2 SGB VI n.F. ebenso wie eine volle Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit im Sinne des neuen Rechts gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI
eine gegenÃ¼ber der BerufsunfÃ¤higkeit noch weiter herabgesetzte
ErwerbsfÃ¤higkeit voraus.

Ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen in einer zumutbaren TÃ¤tigkeit schlieÃ�t
nach alter und neuer Rechtslage einen Rentenanspruch wegen Erwerbs- oder
BerufsunfÃ¤higkeit regelmÃ¤Ã�ig aus.

Ausgangspunkt bei der PrÃ¼fung der BerufsunfÃ¤higkeit ist der bisherige Beruf des
Versicherten, das heiÃ�t die zuletzt in der Bundesrepublik Deutschland
regelmÃ¤Ã�ig ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.61
m.w.N.). Im streitigen Fall hat der KlÃ¤ger in Deutschland zunÃ¤chst als
KÃ¼chenhilfskraft in einer ungelernten TÃ¤tigkeit gearbeitet und zuletzt bei der
Firma L. T. GmbH & Co.KG als Hilfskraft fÃ¼r Verpackungs- und MontiertÃ¤tigkeiten.
Nach dem gesamten Akteninhalt und den eigenen Angaben des KlÃ¤gers ist davon
auszugehen, dass er versicherungspflichtige TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt hat, die er
nach kÃ¼rzester Anlernzeit beherrscht hatte. MaÃ�stab fÃ¼r die Frage der
BerufsunfÃ¤higkeit ist aber nicht, ob der KlÃ¤ger seine zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als ungelernte Hilfskraft mit Verpackungs- und Montierarbeiten noch
ausÃ¼ben kann, sondern ob er andere ungelernte Arbeiten verrichten kann, die der
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allgemeine Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung stellt. Er kann nach hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung sozial zumutbar auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verwiesen
werden (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn.13, 27). Nichts anderes ergibt sich auch
aus Ã¼berstaatlichem Recht, insbesondere aus dem deutsch-polnischen
Sozialversicherungsabkommen, zumal der KlÃ¤ger dort zuletzt nur unqualifizierte
KraftfahrertÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt hatte.

In WÃ¼rdigung der gesamten medizinischen Dokumentation und der
SachverstÃ¤ndigengutachten der Dr.P. vom 21.10.2002 sowie des Dr.S. vom
26.02.2005 ist der Senat Ã¼berzeugt, dass der KlÃ¤ger in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit
in erster Linie durch psychische Erkrankungen eingeschrÃ¤nkt ist. Diese bestehen
in einem Zustand nach AlkoholabhÃ¤ngigkeit und Alkoholmissbrauch und in einer
geringgradigen BenzodiazepinabhÃ¤ngigkeit bei hysterischer (eventuell auch
dissozialer) PersÃ¶nlichkeit im Sinne einer charakterlichen Akzentierung. Hinzu
kommen auf internistischem Gebiet ein Knotenstruma, Psoriasis sowie
FettstoffwechselstÃ¶rung. Hingegen ist der Senat Ã¼berzeugt, dass bei dem
KlÃ¤ger keine Panik- oder AngststÃ¶rung relevanten AusmaÃ�es besteht. Insoweit
ist dem Ã¼berzeugenden SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.S. zu folgen. Dieser
hatte unter Auswertung auch der Gesundheitsakten der Justizvollzugsanstalten M.
und L. dargelegt, dass in der Zeit der Inhaftierung bis Mitte 2000 der KlÃ¤ger zur
Behandlung der von ihm geklagten Erkrankungen zunÃ¤chst ein BaldrianprÃ¤parat,
sodann ein Placebo erhalten hatte, ohne dass sich psychische AuffÃ¤lligkeiten
entwickelt hatten. Dr.S. hat zudem ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der
Haftzeit auch in Zeiten der Einzelzelle keine besonderen AuffÃ¤lligkeiten an den Tag
gelegt hatte. Zudem war nach den Feststellungen des Dr.S. der KlÃ¤ger auch in der
Lage gewesen, bis zu seiner Verhaftung strafrechtlich relevant tÃ¤tig zu sein in
einem Umfang, welcher zu einer massiven Strafe, nÃ¤mlich vier Jahre und zwei
Monate wegen Hehlerei gefÃ¼hrt hatte. Dies spricht deutlich gegen eine relevante
AngststÃ¶rung. Zudem hatte sich der KlÃ¤ger in der mehrstÃ¼ndigen
Untersuchung weder Ã¤ngstlich noch anderweitig neurotisch gestÃ¶rt gezeigt. Die
geklagten Beschwerden auf psychiatrischem Fachgebiet waren allenfalls nur
teilweise nachvollziehbar. Die von Dr.S. aufgestellte Indizienliste anhand des
Tagesablaufes ergab keine Hinweise fÃ¼r familiÃ¤ren oder sozialen RÃ¼ckzug.
Dem entspricht es, dass der KlÃ¤ger nur in ambulanter Behandlung war, nicht
jedoch in psychiatrischer Therapie. Infolge hiervon konnte Dr.S. den KlÃ¤ger
Ã¼berzeugend fÃ¼r in der Lage erachten, acht Stunden tÃ¤glich unter den
Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses tÃ¤tig zu sein ohne
Akkordarbeiten und ohne dauerhaftes schweres Heben und Tragen.

Ã�ber das SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.S. hinaus ist der Senat auch
aufgrund des erstinstanzlich eingeholten Gutachten der Dr.P. Ã¼berzeugt, dass der
KlÃ¤ger trotz der von ihr festgestellten gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen in der
Lage ist, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig tÃ¤tig zu sein in leichten
und psychisch nicht belastenden TÃ¤tigkeiten bei Ausschluss von kÃ¶rperlich
schweren und Ã¼berwiegend mittelschweren TÃ¤tigkeiten sowie von TÃ¤tigkeiten
auf Treppen, Leitern und GerÃ¼sten und an verletzungsgefÃ¤hrdenden Maschinen,
von Arbeiten mit stÃ¤ndigem schweren Heben und Tragen sowie hÃ¤ufigem
BÃ¼cken und von Arbeiten unter Zeitdruck oder FlieÃ�bandbedingungen. Dr.P. hat

                               6 / 8



 

geschildert, dass sich der KlÃ¤ger zu Beginn der Untersuchung etwas
beeintrÃ¤chtigt gezeigt hatte, aber zunehmend entspannter und ausgeglichener
sowie schwingungsfÃ¤higer wurde. Die MerkfÃ¤higkeit war nur gering
eingeschrÃ¤nkt, die KonzentrationsfÃ¤higkeit nur mÃ¤Ã�ig. Aus der Vorgeschichte
sowie der aktuellen Symptomatik hatte Dr.P. eine mÃ¤Ã�ige bis allenfalls zeitweilig
mittelschwer ausgeprÃ¤gte PanikstÃ¶rung festgestellt. Eine stÃ¤rkergradige
Depression, eine Psychose, hirnorganische BeeintrÃ¤chtigung oder eine manifeste
SubstanzabhÃ¤ngigkeit hatte die SachverstÃ¤ndige jedoch ausschlieÃ�en kÃ¶nnen.

Diese LeistungseinschÃ¤tzung beider SachverstÃ¤ndiger entspricht derjenigen, die
Dr.M. im Klageverfahren S 26 RJ 2067/97 im Gutachten vom 30.06.1998 festgestellt
hatte, welche dann auch Grundlage fÃ¼r das Nichtweiterverfolgen des
Rentenanspruches durch den KlÃ¤ger war. Sie deckt sich ebenso mit den
Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen Dr.K. und Dr.E. , welche den KlÃ¤ger in den
vorangegangenen Verwaltungsverfahren untersucht hatten. Der Senat sieht damit
keine vernÃ¼nftigen Zweifel, an der vollschichtigen EinsatzfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter nur unwesentlichen qualitativen
EinschrÃ¤nkungen zu zweifeln. Dies betrifft nicht nur den streitigen Zeitraum,
sondern auch die Zeit seit Ende der letzten versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der EinschÃ¤tzung im Entlassungsbericht
der I.klinik, zumal dort die Diagnose der PanikstÃ¶rung mit ihren Auswirkungen auf
das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen nicht nachvollziehbar begrÃ¼ndet war. Die
Atteste der Dres. B. und M. vom 06.03.1996 bis 18.09.1999 attestieren
formblattmÃ¤Ã�ig und ohne BegrÃ¼ndung ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die private C.
Lebensversicherung in D â�¦ Sie beinhalten eine rentenrechtlich relevante
Erwerbsminderung nicht und stehen im Widerspruch zu den genannten
ausfÃ¼hrichen Stellungnahmen der SachverstÃ¤ndigen.

Der Senat war nicht gehindert, das SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.S. seiner
Entscheidung zugrunde zu legen. Im Schriftsatz des â�� anwaltlich vertretenen â��
KlÃ¤gers vom 28.03.2005 werden zwar Zweifel an der Sachlichkeit und
ObjektivitÃ¤t des Dr.S. geÃ¤uÃ�ert. Ob diese Zweifel den KlÃ¤ger veranlassten, den
SachverstÃ¤ndigen als befangen anzusehen, lÃ¤sst sich dem Schriftsatz jedoch
nicht entnehmen. Vielmehr war das Begehren des KlÃ¤gers auf Einholung eines
weiteren SachverstÃ¤ndigengutachtens gerichtet. Hierzu war der Senat jedoch nicht
veranlasst. Diese EinschÃ¤tzung wird gedeckt dadurch, dass der zweite
BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schriftsatz vom 28.05.2005 einen Antrag
gestellt hat, den SachverstÃ¤ndigen Dr.S. wegen Besorgnis der Befangenheit
abzulehnen. Hieraus ist zu entnehmen, dass der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers, dessen Verhalten dieser sich zurechnen lassen muss (Â§ 73 SGG), davon
ausgegangen war, dass ein Befangenheitsantrag noch nicht gestellt war. Zudem
hÃ¤tte der KlÃ¤ger am 28.03.2005 bestimmte â�� theoretisch denkbare â��
BefangenheitsgrÃ¼nde nicht mehr geltend machen kÃ¶nnen, wie zum Beispiel die
Zusammenarbeit mit Dr.S. wÃ¤hrend des Aufenthaltes in der JVA S â�¦ Denn der
KlÃ¤ger hatte den SachverstÃ¤ndigen bei dessen Untersuchung sofort wieder
erkannt und wÃ¤re deshalb veranlasst gewesen, zumindest zeitnah zur
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Untersuchung am 29.12.2004 entsprechende Bedenken geltend zu machen.

Der Senat war auch nicht gehalten, den SachverstÃ¤ndigen Dr.S. entsprechend
Schriftsatz vom 23.05.2005 zu seinem Gutachten zu hÃ¶ren. Denn der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat nur generell die AnhÃ¶rung des SachverstÃ¤ndigen
beantragt, jedoch keine sachdienlichen Fragen angekÃ¼ndigt (BSG SozSich 75
Nr.2947; Meyer-Ladewig, SGG, 8. Auflage, Â§ 118 Rdnr.12h, 12i).

Der Berufung war somit in vollem Umfange der Erfolg zu versagen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 SGG).

Erstellt am: 07.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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